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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich die Zahl der Pflegefachkräfte, die in Baden-Württemberg beschäftigt 
sind, seit 2015 bis heute entwickelt hat, aufgegliedert nach den Sektoren Al-
tenpflege, Krankenpflege und Kinderkrankenpflege sowie nach stationär und 
ambulant tätigen Fachkräften;

2.	�wie sich der Anteil der Leasingkräfte (Leiharbeitskräfte, Zeitarbeitskräfte) im 
entsprechenden Zeitraum in den jeweiligen Sektoren entwickelt hat, prozentual 
und absolut;

3.	�wie sich die durchschnittlichen Personalkosten pro Leasingkraft im jeweiligen 
Sektor in diesem Zeitraum entwickelt haben;

4.	�inwiefern die den Trägern entstehenden, zusätzlichen Kosten durch die lohn-
intensiveren Leasingkräfte durch die Pflegekassen refinanziert werden;

5.	�welche zusätzlichen Kosten den Landkreisen im Rahmen der Erbringung von 
Hilfe zur Pflege jährlich entstehen und wie sich diese Zahlen seit 2015 entwi-
ckelt haben;

6.	�wie viele Leih- bzw. Zeitarbeitsfirmen in Baden-Württemberg im Bereich der 
Pflege tätig sind und wie sich deren Anzahl seit 2015 entwickelt hat;

7.	�wie sich die Umsätze der Leih-, bzw. Zeitarbeitsbranche in Baden-Württem-
berg seit 2015 entwickelt haben, in der Gesamtheit sowie im Bereich der Pflege;

Antrag
des Abg. Tim Bückner u. a. CDU

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Integration

Leiharbeit in der Pflege in Baden-Württemberg
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  8.	�ob sie Kenntnis davon hat, dass Betreiber von Krankenhäusern und statio-
nären oder ambulanten Altenpflegeeinrichtungen Häuser schließen oder ihr 
Angebot reduzieren mussten, weil sie auf den Einsatz von Leasingkräften be-
wusst verzichten;

  9.	�ob sie Möglichkeiten sieht, die in der Pflege tätigen Leiharbeitsfirmen an den 
Ausbildungskosten der Pflegefachkräfte zu beteiligen;

10.	�wie sie die rechtlichen Möglichkeiten einschätzt, den Einsatz von Leasing-
kräften zu reglementieren.

20.7.2023

Bückner, Teufel, Dr. Preusch, Huber, Mayr, Sturm CDU

Beg r ü n d u n g

Arbeitskräfteleasing spielt in der Pflege eine zunehmende Rolle. Spricht man mit 
Trägern und Stammbelegschaften der betroffenen Einrichtungen, ist das Thema 
Leiharbeit sowohl in finanzieller Hinsicht, wie auch aus Gründen des innerbe-
trieblichen Friedens eines der drängendsten Probleme.

Die Personalkosten einer Leasingkraft übersteigen die Personalkosten einer fest-
angestellten Pflegekraft erheblich. Angesichts dessen soll mit dem vorstehenden 
Antrag die Situation in Baden-Württemberg vertieft beleuchtet werden.

S t e l l u n g n a hme* )

Mit Schreiben vom 12. September 2023 Nr. 33Ref-0141.5-017/5164 nimmt das 
Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�wie sich die Zahl der Pflegefachkräfte, die in Baden-Württemberg beschäftigt 
sind, seit 2015 bis heute entwickelt hat, aufgegliedert nach den Sektoren Al-
tenpflege, Krankenpflege und Kinderkrankenpflege sowie nach stationär und 
ambulant tätigen Fachkräften;

Die Entwicklung der Zahl des nichtärztlichen Personals in den Krankenhäusern 
Baden-Württembergs am 31. Dezember der Jahre 2015 bis 2017 nach Personal-
gruppen/Berufsbezeichnungen lässt sich aus den nachfolgenden Tabellen des Sta-
tistischen Landesamtes, Datenquelle: Krankenhausstatistik-Grunddaten entneh-
men. Da es in der Krankenhausstatistik aber im Berichtsjahr 2018 infolge der Re-
form der Krankenhausstatistik zu einem Wechsel der Erhebung des Personals in 
den Krankenhäusern kam, hat das Statistische Landesamt mitgeteilt, dass diese 
Daten ab dem Berichtsjahr 2018 nicht oder nur sehr eingeschränkt mit Daten frü-
herer Berichtsjahre vergleichbar sind. 

_____________________________________

*)	�Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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Die Entwicklung der Zahl des Personals in stationären Pflegeeinrichtungen je-
weils am 15. Dezember der Jahre 2015 bis 2021 nach Berufsabschluss, Daten-
quelle sowie die Entwicklung der Zahl des Personals in ambulanten Pflege- und 
Betreuungsdiensten jeweils am 15. Dezember der Jahre 2015 bis 2021 nach Be-
rufsabschluss lässt sich aus den nachfolgenden Tabellen des Statistischen Landes-
amtes, Datenquelle: Pflegestatistik, entnehmen.
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2.	�wie sich der Anteil der Leasingkräfte (Leiharbeitskräfte, Zeitarbeitskräfte) im 
entsprechenden Zeitraum in den jeweiligen Sektoren entwickelt hat, prozentual 
und absolut;

3.	�wie sich die durchschnittlichen Personalkosten pro Leasingkraft im jeweiligen 
Sektor in diesem Zeitraum entwickelt haben;

Die Fragen 2 und 3 werden aufgrund des sachlichen Zusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.

Nach Auskunft der Bundesagentur für Arbeit wird in der Statistik lediglich das 
Aggregat „Pflegeberufe“ erfasst. Dieses enthält – teils über die in Frage 1 genann-
ten Sektoren hinausgehend – folgende Berufe: 8 130 Gesundheits-, Krankenpflege 
(o. S.), 8 131 Fachkrankenpflege, 8 132 Fachkinderkrankenpflege, 8 138 Gesund-
heits-, Krankenpflege (ssT), 8 139 Aufsicht, Führung – Pflege, Rettungsdienst, 
821 Altenpflege (einschließlich Führung) der Klassifikation der Berufe 2010 
(KldB 2010). Die Fach- und Assistenzkräfte in der operationstechnischen Assis-
tenz, im Rettungsdienst sowie in der Geburtshilfe sind jedoch nicht enthalten. Eine 
getrennte Betrachtung oder die Bildung eines kleineren Aggregats ist für die Lan-
desregierung daher nicht möglich. 

Die Auswertung der als Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer bezeichne-
ten Personengruppe umfasst auch Personen, bei welchen der Arbeitgeber im Tä-
tigkeitsschlüssel die Ausprägung „Arbeitnehmerüberlassung“ mit „ja“ angegeben 
hat. Somit enthält die Auswertung auch Personen, die als Leiharbeitende in Be-
trieben beschäftigt sind, deren wirtschaftlicher Schwerpunkt nicht ausschließlich 
die befristete oder sonstige Überlassung von Arbeitskräften ist.

Dies vorweggeschickt ergibt sich für die Landesregierung folgendes Bild: Die 
Anzahl der in Baden-Württemberg sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im 
Bereich der Pflegeberufe ist zwischen Juni 2015 und Juni 2022 von 172 319 auf 
200 064 gestiegen. Das entspricht einem Anstieg um 16,1 %. Die Anzahl der 
Leiharbeiter ist in diesem Zeitraum von 1 071 auf 4 641 gestiegen, was einem An-
stieg um 433 % entspricht. An den insgesamt im Pflegebereich sozialversicherten 
Beschäftigten macht die Leiharbeit jedoch nur einen recht kleinen, aber ebenfalls 
um das Dreifache gewachsenen Anteil von 1,1 % (2015) bis 3,3 % (2022) aus.
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Der Statistik der Bundesagentur für Arbeit liegen keine Daten über die Personal-
kosten der Unternehmen vor. Daher sind Hilfsberechnungen anzustellen. Hilfs-
weise wurde der Median des Bruttoentgelts der sozialversicherungspflichtig re-
gulär in Vollzeit Beschäftigten (Kerngruppe) ausgewertet, dem jedoch aufgrund 
seiner Vergleichbarkeit grundsätzlich eine hohe Aussagekraft beigemessen wer-
den kann. Es ist aber unter anderem zu beachten, dass ein Vergleich der Mediane 
der beiden Gruppen – sozialversicherungspflichtig Beschäftigte der Kerngruppe 
insgesamt und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer – methodisch nur 
bedingt sinnvoll erscheint, da sich die Zusammensetzung beider Gruppen bei ent-
geltrelevanten Merkmalen unterscheiden kann.

Dies vorweggeschickt ergibt sich für die Landesregierung folgendes Bild: Der 
Median des Bruttoentgelts der in Baden-Württemberg sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten im Bereich der Pflegeberufe ist zwischen Juni 2015 und Juni 
2022 von 3 149 Euro auf 3 864 Euro gestiegen. Das entspricht einem Anstieg von 
22,7 %. Das Medianentgelt der Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter ist in diesem 
Zeitraum von 2 305 Euro auf 3 990 Euro gestiegen. Das entspricht einem Anstieg 
um 73,1 %.

Diese Zahlen spiegeln jedoch nur wider, was Verleihbetriebe ihren Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern zahlen. Es ist darauf hinzuweisen, dass die Personal-
kosten der Verleihbetriebe nicht die Kosten widerspiegeln, die den Entleihern in 
Rechnung gestellt werden. Über die Hebesätze ist nichts unmittelbar bekannt. Für 
Krankenhäuser in ganz Deutschland hat das Deutsche Krankenhausinstitut im 
November 2022 eine „Blitzumfrage“ durchgeführt, deren Aussagekraft aus ver-
schiedenen Gründen eingeschränkt sein dürfte. Blickt man aber mit aller gebote-
nen Vorsicht darauf zeigt sich, dass die Personalkosten für Leiharbeitskräfte (bei 
den entleihenden Krankenhäusern) 2022 um 92 % pro Krankenhaus höher lagen, 
als für vergleichbare festangestellte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Aus-
wertung ist abrufbar unter: https://www.dki.de/sites/default/files/2023-03/DKI-
Krankenhaus-Pool_Leiharbeit%20im%20Krankenhaus.pdf

Die Verbände der Leistungserbringer der Langzeitpflege haben mitgeteilt, dass 
aufgrund einer aktuellen verbandsübergreifenden Umfrage bei den stationären 
Pflegeeinrichtungen in Baden-Württemberg im April 2023, in der die Rückmel-
dungen rund 40 % aller stationären Pflegeplätze im Land umfasst haben, ergab, 
dass zum Zeitpunkt der Umfrage rund 4 % aller Pflegefachkraftstellen (Vollzeit-
äquivalente)   durch Leiharbeitskräfte besetzt waren. Zur  Einordnung von Um-
fang und Ausmaß der aktuellen Nutzung von Leiharbeit in stationären Einrichtun-
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gen der Langzeitpflege haben die Verbände der Leistungserbringer dem Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit und Integration mitgeteilt, dass rund ein Drittel 
aller Pflegeeinrichtungen Leiharbeitskräfte im Einsatz habe, in Einrichtungen, die 
Leiharbeitskräfte nutzen, würden diese dann landesweit durchschnittlich 14,8 Pro-
zent aller Fachkräfte ausmachen. Nach den Ausführungen der Verbände der Leis-
tungserbringer der Langzeitpflege würden sich dann für die direkten Personalkos-
ten einer Pflegefachkraft bei der Arbeitnehmerüberlassung im Durchschnitt Mehr-
kosten von 130 Prozent pro Vollzeitkraft im Jahr ergeben, bei großer Streuung der 
Preise für Stundenlöhne, ebenso wie für Zeitzuschläge.

4.	�inwiefern die den Trägern entstehenden, zusätzlichen Kosten durch die lohn-
intensiveren Leasingkräfte durch die Pflegekassen refinanziert werden;

Die Verbände der Leistungserbringer der Langzeitpflege haben mitgeteilt, dass die 
Verhandlungserfahrung der letzten Jahre in Pflegesatzverhandlungen der stationä-
ren Pflegeeinrichtungen in Baden-Württemberg gezeigt habe, dass die Mehrkos-
ten des Leasings größtenteils nicht refinanziert wurden. Die Mehrkosten wurden 
bislang allenfalls im Einzelfall refinanziert. Mit dem Inkrafttreten des Pflegeunter-
stützungs- und -entlastungsgesetzes (PUEG) gilt seit 1. Juli 2023 nach § 82c Ab-
satz 2b Sozialgesetzbuch (SGB) XI das Verbot der Finanzierung von Mehrkosten 
von Leiharbeit. Zielsetzung ist laut Gesetzesbegründung, wirtschaftliche Anreize 
für das Verleihen von Pflege- und Betreuungspersonal zu vermeiden bzw. wirt-
schaftliche Anreize zur Haltung von Stammpersonal und Beschränkung unglei-
cher Arbeits- und Entlohnungsbedingungen zu setzen. 

Nach den Ausführungen der Verbände der Leistungserbringer der Langzeitpflege 
sind auch im ambulanten Pflegebereich, in dem die Einzelverhandlung noch die 
Ausnahme ist (nur ca. 10 % aller Pflegedienste in Baden-Württemberg) Leasing-
kosten in den kollektiven Verhandlungen nicht Gegenstand der Verhandlung bzw. 
auch nicht berücksichtigungsfähig.

5.	�welche zusätzlichen Kosten den Landkreisen im Rahmen der Erbringung von 
Hilfe zur Pflege jährlich entstehen und wie sich diese Zahlen seit 2015 entwi-
ckelt haben;

Der Landesregierung liegen hierzu keine Daten vor. Träger der Sozialhilfe, auch 
der Hilfen zur Pflege, sind die 44 Stadt- und Landkreise, die diese Aufgabe (Aus-
nahme Leistungen nach dem 4. Kapitel des SGB XII) als weisungsfreie Pflicht-
aufgabe ausführen. Daher wurden der Landkreistag Baden-Württemberg, der 
Städtetag Baden-Württemberg und der Kommunalverband für Jugend und Sozia-
les Baden-Württemberg (KVJS) zu näheren Angaben befragt. Der KVJS hat mit-
geteilt, dass ihm keine Daten zu den durch Leiharbeit in der Pflege verursachten 
zusätzlichen Kosten der Kreise in der Hilfe zur Pflege vorliegen. 

Die den vereinbarten Pflegesätzen zugrunde gelegten Personalkosten werden le-
diglich nach Qualifikation differenziert erfasst. Eine differenzierte Erfassung nach 
Art der Beschäftigung erfolgt nicht. Auch aus der Durchführung des „Personalab-
gleichs“ liegen dem KVJS keine aussagekräftigen Daten zur Leiharbeit vor.

6.	�wie viele Leih- bzw. Zeitarbeitsfirmen in Baden-Württemberg im Bereich der 
Pflege tätig sind und wie sich deren Anzahl seit 2015 entwickelt hat;

Daten über die Kundenstruktur von Leiharbeitsfirmen liegen der Landesregierung 
nicht vor. Ebenso liegen keine Daten über den jeweiligen Einsatzort der Leih-
arbeitnehmerin oder des Leiharbeitnehmers vor. Es können somit keine Aussagen 
darüber getroffen werden, ob Betriebe, die Leiharbeitende beschäftigen, diese an 
Entleihbetriebe verleihen, welche wiederum im Bereich Pflege tätig sind.
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7.	�wie sich die Umsätze der Leih-, bzw. Zeitarbeitsbranche in Baden-Württemberg 
seit 2015 entwickelt haben, in der Gesamtheit sowie im Bereich der Pflege;

Daten zu Umsätzen von Leiharbeitsfirmen und deren Entwicklung liegen der Lan-
desregierung nicht vor.

8.	�ob sie Kenntnis davon hat, dass Betreiber von Krankenhäusern und stationären 
oder ambulanten Altenpflegeeinrichtungen Häuser schließen oder ihr Angebot 
reduzieren mussten, weil sie auf den Einsatz von Leasingkräften bewusst ver-
zichten;

Eine Verbindung von Verzicht auf Leiharbeit und einem Platzabbau oder gar einer 
Schließung lassen sich nicht belegen. Die Gründe sind meist multifaktoriell. 

Aufgrund der Forderungen der Leiharbeitsunternehmen wäre nach Ausführungen 
der BWKG-Geschäftsstelle und der Verbände der Leistungserbringer der Lang-
zeitpflege ein Fortbetrieb trotz Personalmangel mit Leiharbeitskräften häufig 
nicht mehr betriebswirtschaftlich darstellbar. Eine genaue Bezifferung sei nach 
Ausführungen der BWKG-Geschäftsstelle und der Verbände der Leistungserbrin-
ger der Langzeitpflege jedoch nicht möglich.

9.	�ob sie Möglichkeiten sieht, die in der Pflege tätigen Leiharbeitsfirmen an den 
Ausbildungskosten der Pflegefachkräfte zu beteiligen;

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Finanzierung der Ausbildungskosten 
von angehenden Pflegefachkräften ergeben sich aus dem Pflegeberufegesetz 
(PflBG) in Verbindung mit der Pflegeberufe-Ausbildungsfinanzierungsverord-
nung (PflAFinV). Bei beiden Vorschriften handelt es sich um Bundesrecht, das 
nicht auf Landesebene geändert werden kann. 

Für die Finanzierung maßgebend ist, dass diejenigen Einrichtungen Träger der 
praktischen Ausbildung gem. § 7 PflBG sein können, die über einen Versorgungs-
vertrag mit einer Kranken- oder Pflegekasse verfügen. Damit korreliert die Be-
stimmung des § 33 PflBG, wonach die Pflegeeinrichtungen mit einem Versorgungs-
vertrag, das Land und die soziale Pflegeversicherung in den Ausgleichsfonds Zah-
lungen zur Finanzierung der Ausbildungskosten einschließlich Ausbildungsvergü-
tung einzahlen. 

Diese Einrichtungen können sich jedoch refinanzieren, sodass im Ergebnis die 
Ausbildungskosten von den Kranken- und Pflegekassen sowie in der Langzeit-
pflege (Versorgung in stationären Pflegeheimen oder durch ambulante Dienste in 
der eigenen Häuslichkeit) von den Pfleggebedürftigen durch entsprechende Aus-
bildungszuschläge aufzubringen sind. Eine Heranziehung der Firmen, die Leih-
arbeit in der Pflege vermitteln, ist nach diesen Bestimmungen nicht möglich.

10.	�wie sie die rechtlichen Möglichkeiten einschätzt, den Einsatz von Leasingkräf-
ten zu reglementieren. 

Soweit unter „Leasingkräfte (Leiharbeitskräfte, Zeitarbeitskräfte)“ Leiharbeit ver-
standen wird, findet sich eine gesetzliche Regelung im Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz (AÜG). Dieses Bundesgesetz regelt die Arbeitsnehmerüberlassung 
einheitlich für alle Branchen. Das Gesetz sieht vor, dass Arbeitnehmerüberlassung 
nur betreiben darf, wer eine vorherige Genehmigung der Bundesagentur für Ar-
beit eingeholt hat. Zudem wird die Leiharbeit zahlreichen inhaltlichen Beschrän-
kungen unterworfen. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dürfen nur für eine 
bestimmte Überlassungshöchstdauer (grundsätzlich. 18 Monate) überlassen wer-
den. Zudem müssen den Leiharbeitnehmern während des Einsatzes grundsätzlich 
(mindestens) die im Betrieb des Entleihers für einen vergleichbaren Arbeitnehmer 
des Entleihers geltenden wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Ar-
beitsentgelts gewährt werden (Gleichstellungsgrundsatz). Hiervon kann durch Ta-
rifverträge der Leiharbeitsbranche in gesetzlich geregeltem Umfang abgewichen 
werden, wenn spätestens nach 6 Wochen eine Heranführung an das Vergleichsent-
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gelt beginnt und nach 15 Monaten erreicht wird. Dies wird in der Praxis durch 
eine Vielzahl von Branchenzuschlagstarifverträgen erreicht. In der Pflegebranche 
gibt es solche Tarifverträge nicht, zumindest nicht in der Fläche. Das Gesetz geht 
davon aus, dass in der Einsatzbranche bessere Arbeitsbedingungen herrschen, als 
in der Verleihbranche. Daher zielt das Gesetz auf eine Angleichung nach oben. Es 
verhindert aber nicht, dass für die Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer 
bessere Arbeitsbedingungen herrschen als im Entleihbetrieb, insbesondere dass 
ein höheres Entgelt bezahlt wird.

Denkbar wäre nun – analog zum Verbot der Arbeitnehmerüberlassung in der Bau-
wirtschaft oder der fleischverarbeitenden Industrie – die Leiharbeit in der Pflege-
branche vollständig zu verbieten. Unabhängig davon, dass dies das Problem des 
Fachkräftemangels nicht lösen, sondern möglicherweise sogar noch verstärken 
würde, ist es sehr fraglich, ob ein vollständiges Verbot verfassungsrechtlich zu 
rechtfertigen wäre. Immerhin läge ein Eingriff erheblichen Gewichts in die Be-
rufsausübungsfreiheit vor. Die gesetzgeberische Zuständigkeit für eine entspre-
chende Änderung des AÜG oder spezialgesetzlich im SGB XI läge beim Bund.

Derzeit wird ein von Bayern gefasster Entschließungsantrag „Eindämmung der 
Leiharbeit in der Pflege“ (BRDrs.214/23), der im Grundsatz von der Landesregie-
rung unterstützt wird, im Bundesrat beraten, der insbesondere die Bundesregie-
rung auffordert, alle rechtlichen Möglichkeiten zur Rückführung oder Begrenzung 
von Leiharbeit in der Pflege auszuschöpfen, insbesondere, um einem drohenden 
Ungleichgewicht zwischen Leiharbeitsunternehmen und Leistungserbringern im 
Markt entgegenzuwirken. 

Unabhängig davon, dass die gesetzgeberische Zuständigkeit beim Bund liegt, ist 
die Landesregierung im engen Austausch mit der BWKG und den Verbänden der 
Leistungserbringer der Langzeitpflege, um Handlungsoptionen auf Landesebene 
auszuloten, wie der Leiharbeit in der Pflege begegnet werden kann. Das Ministe-
rium für Soziales, Gesundheit und Integration hat hierzu insbesondere für die am-
bulante Pflege eine Arbeitsgemeinschaft eingerichtet, um auf Fachebene konkrete 
Maßnahmen des Landes zur Verhinderung einer Angebotsreduzierung zu bespre-
chen. Ein Ergebnis ist, dass in der aktuellen Ausschreibung zum Innovationspro-
gramm Pflege 2024 mit Blick auf den Fachkräftemangel und der Sicherstellung 
der pflegerischen Versorgung die mögliche Förderung einer Konzeptentwicklung 
oder von Modellprojekten, z. B. für Springerkräfte und für Springerpools, durch 
Landesmittel aufgegriffen wird. 

Lucha
Minister für Soziales, 
Gesundheit und Integration
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